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Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen nach § 30 Naturschutzausführungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern (zu den §§ 63 und 64 BNatSchG) 
 

Vorhabenbezogener B-Plan 01/2019 “Wustrower Freiheit” 

 

Sehr geehrter Herr Kubanke, sehr geehrter Herr Vorwerk,  

 

im Namen des BUND Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. danke ich für die Beteiligung am 
Verfahren. 

 

Der BUND erhebt Einwände gegen die vorgelegte Planung und das Vorhaben.  

Die vorgelegten Unterlagen sind unzureichend, teilweise widersprüchlich und im Grunde nicht 
beurteilungsfähig. 

 
Das Vorhaben soll im bisherigen Außenbereich nach § 35 BauGB verwirklicht werden. Es ist nicht privilegiert. 
Eine Anpassung des F-Planes soll im Zuge des B-Planverfahrens erfolgen. 

Der geplante Geltungsbereich des vorhabenbezogenen B-Plans von ca. 0,65 ha befindet sich in direkter Nähe 
zum Plätlinsee und im Bereich des LSG „Neustrelitzer Kleinseenplatte“ L 38. Es handelt sich um den Standort 
eines ehemaligen Ferienlagers.  
Auch fehlen Aussagen zur Vereinbarkeit mit den Festsetzungen des LSG „Neustrelitzer Kleinseenplatte“ L 38. 
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Im gleichen Maße fehlen Aussagen zur Vereinbarkeit mit der Tatsache, dass sich ein Großteil des B-
Plangebietes in einem Küstenschutzstreifen befindet.  

Gänzlich unerörtert bleibt, ob und inwieweit das Vorhaben beeinträchtigende Auswirkungen auf die 
Schutzzwecke und Erhaltungszeile von Schutzgebieten haben kann. So können insbesondere die 
Schutzzwecke und Erhaltungsziele des nahegelegenen GGB „Kleinseenlandschaft zwischen Mirow und 
Wustrow“ DE 2743-304 betroffen sein.  
Um dies auszuschließen, ist eine FFH-Verträglichkeitsprüfung notwendig, da das Plangebiet sich in weniger 
als 300 m Abstand zum Vogelschutzgebiet befindet.  

Aussagen zur Bettenzahl bzw. zur Gästezimmerzahl fehlen, so dass eine Beurteilung hinsichtlich der UVP-
Relevanz nicht möglich ist. 

Nach der Begründung zum B-Plan soll ein noch zu erarbeitendes Umweltgutachten eines entsprechenden 
Umwelt- und Landschaftsplanungsbüros die Basis für die durchzuführenden Maßnahmen sowie 
Kompensationen im Außenraum erstellen. Ohne belastbare Aussagen zur Umweltsituation und zu den 
konkreten Auswirkungen des Vorhabens ist die Planung abzulehnen. 

In den Unterlagen beigefügten AFB wird die die Feststellung getroffen, dass in dem Gebiet geschützte 
Fledermausarten vorkommen und dass das derzeitige Habitat komplett verloren gehen würde. Allerdings 
wird dort auch die Behauptung aufgestellt, dass, wenn die vorgeschlagenen Maßnahmen zum Schutze der 
Arten eingehalten würden, keine ausnahmsweise Zulassung des geplanten Vorhabens notwendig sei. Diese 
Behauptung kann so nicht nachvollzogen werden. Insbesondere fehlen auch belastbaren Aussagen zum 
Erhaltungszustand der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population.  

In der Nähe des Geltungsbereiches befindet sich zudem ein nach §20 NatSchAG MV gesetzlich geschützter 
Röhricht. Dieser ist nachrichtlich in den B-Plan zu übernehmen und dessen Bestand ist sicherzustellen.  
Eine Beeinträchtigung dieses gesetzlich geschützten Biotopes bzw. von dort brütenden Vogelarten durch den 
B-Plan ist durch geeignete Maßnahmen auszuschließen.  

Bei den Straßenbegleitenden Bäumen am südlichen Rand des B-Planes handelt es sich wahrscheinlich um 
eine nach §19 NatSchAG MV gesetzlich geschützte Allee. Diese ist nachrichtlich in den Bebauungsplan zu 
übernehmen und deren Bestand sicherzustellen.  

Vor einer etwaigen Fällung ist zu prüfen ob einzelne Bäume des Grundstückes nach §18 NatSchAG MV 
gesetzlich geschützt sind.  

Folgende, im AFB genannten, Vermeidungsmaßnahmen sind in den B-Plan zu übernehmen, um diese 
rechtlich sicherzustellen:  

1. Eine Baufeldberäumung, Abrisstätigkeit oder der Schnitt bzw. die Rodung von Gehölzen dürfen nur 
außerhalb der Brutzeit (01.Oktober bis 28.Februar) stattfinden.  

2. Zusätzlich sind Nisthilfen für Nischen- und Halbhöhlenbrüter im Umfeld des Vorhabenbereiches zu 
installieren. (Hierbei ist darauf zu achten, dass die Anzahl der zerstörten Nistplätze angemessen 
kompensiert wird.)  

3. Eine ökologische Baubegleitung hat die Arbeiten und die vorgezogenen Ausgleichmaßnahmen 
fortwährend überwachen bzw. begleiten. 

4. Besonders während der Bauarbeiten ist die Allgemeine Sorgfaltspflicht des §5 WHG zu beachten.  

Zudem heißt es im AFB auf S. 15: Der Rückbau der Gebäude sollte im Zeitraum Oktober bis Februar 
vorgenommen werden, wobei zu bedenken wäre, dass ein Abriss im Oktober den möglicherweise 
vorkommenden Fledermäusen die Chance geben würde, sich selbst ein Ausweichquartier zu suchen, welches 
als CEF-Maßnahme dann bereits zur Verfügung steht.  
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Es ist nicht zulässig davon auszugehen, dass die Fledermäuse sich selbst ein Ausweichquartier zu suchen und 
dies als CEF-Maßnahme zu deklarieren. Bei einer CEF-Maßnahme muss der Erfolg der Maßnahme vor dem 
Eingriff nachgewiesen werden. Diese Maßnahme ist ebenfalls im B-Plan rechtlich festzusetzten.  

Damit wird ein Verbotstatbestand gem. §44 BNatSchG nicht wirksam ausgeschlossen, da die Kontinuität der 
funktionalen Ruhe- und Fortpflanzungsstätten nicht sichergestellt werden kann. Zudem ist das Ausbringen 
von Fledermauskästen nach neuen, naturschutzfachlichen Erkenntnissen nicht mehr als CEF-Maßnahme 
anerkannt, da nicht davon ausgegangen werden kann, dass die Tiere die Kästen auch annehmen. Dazu sei auf 
den juristischen Beitrag im Schnellbrief Nr. 205, November/Dezember 2017 des Informationsdienstes 
Umweltrecht e.V. (IDUR) S. 68 http://idur.de/wp-content/uploads/2017/12/2017-IDUR-Schnellbrief-
205gesch.pdf verwiesen. Dementsprechend ist für die Fällung aller Bäume bzw. den Abriss aller Gebäude mit 
potenziellen Fledermausquartieren ein Antrag auf Ausnahme gemäß §45 Abs. 7 BNatSchG zu stellen.  
Es sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die potenziellen Fledermausquartiere zu ersetzen. Diese sind 
zu kontrollieren und gegebenenfalls anzupassen.  

Nach der Begründung soll das Gelände dem Zweck der Erholung dienen, jedoch im Zuge der Überplanung als 
Ferienhausgebiet gem. § 10 Abs 3 BauNVO ausgewiesen werden. Der in Bezug genommene § 10 Abs. 3 
BauNVO regelt jedoch Wochenendhausgebiete. Eine Regelung zu Ferienhausgebiete wäre in § 10 Abs. 4 
BauNVO. 

 

Sollten uns Erkenntnisse aus aktuellen fachlichen Erhebungen zum Naturhaushalt vorliegen, die 
Auswirkungen auf die vorliegende Planung besitzen können, behalten wir uns weiteren Vortrag vor. 

 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren bzw. um die Übersendung der behördlichen Entscheidung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

i.A. Mareike Herrmann 
Referentin für Naturschutz 
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Neubrandenburg, 15.03.2021

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 01/2019 -
„Wustrower Freiheit", Strasener Chaussee 6, 17255 Wustrow

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Prüfung der eingereichten Unterlagen nehme ich wie folgt Stellung:

1. Landwirtschaft und EU-FörderangeIegenheiten

Zum o. g. Vorhaben gibt es aus Sicht der Abteilung Landwirtschaft und EU-Förderan-
gelegenheiten keine Bedenken oder Hinweise.

2. Integrierte ländliche Entwicklung

Zum o. g. Vorhaben gibt es aus Sicht der Abteilung Integrierte ländliche Entwicklung
keine Bedenken oder Hinweise.

3. Naturschutz, Wasser und Boden

A) Aus Sicht des Naturschutzes

Die überplanten Flächen liegen direkt angrenzend an das VS-Gebiet DE 2642-401
„Müritz Seenland und Neustrelitzer Kleinseenplatte". Durch mich wahrzunehmende
Belange des Managements dieser Gebiete sind jedoch nicht betroffen. Für die Ent-
Scheidung über sowie ggf. die Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung ist die
untere Naturschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte zuständig.

Allgemeine Datenschutzinformationen:
Der Kontakt mit dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte ist mit einer Speicherung und Verarbeitung der
von Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten veitunden (Rechtsgrundlage: Art. 6 (1) e DS-GVO i. V. m. § 4 DSG M-V). Weitere Informationen zu
Ihren Datenschutzrechten finden Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.



B) Aus gewässerkundlicher Sicht

Auf dem Flurstück 235/2, Flur 1 der Gemarkung Wustrow am Plätlinsee, ist die Errich-
tung eines Ferienhausgebietes vorgesehen. Das Flurstück ist bereits erschlossen und
derzeit mit Gebäuden eines ehemaligen Ferienlagers bebaut.

Mit der Neuerrichtung von bis zu 14 Ferienhäusern soll die teils großflächige zusam-
menhängende Versiegelung und teils starke Terrassierung mit Stützmauern beseitigt
werden. Die Befestigung von Grundstücksflächen soll ausschließlich wasserdurchläs-
sig erfolgen.

Die Niederschlagswasserentsorgung der Dachflächen und eine Entsorgung sind in
den Antragsunterlagen nicht dargestellt. Sollte eine Regenwasserentsorgung notwen-
dig werden, ist eine direkte Einleitung in den See zu vermeiden und eine Versickerung
sollte vorgesehen werden.

Die wasserseitige Anbindung an den Plätlinsee erfolgt über angrenzendes Pachtland.
Der Plätlinsee ist ein nach WRRL berichtspflichtiger See. Er befindet sich aufgrund von
Defiziten in der Qualitätskomponente der Makrophyten im mäßigen Zustand und ver-
fehlt damit die Zielsetzung „guter ökologischer Zustand".

Ein Eingriff in die Ufergehölzstrukturen z. B. zur Schaffung von Sichtachsen oder an-
derer touristisch nutzbarer Freiflächen hat zu unterbleiben. Die existierenden Stegan-
lagen sollen funktionstüchtig werden. Die Steganlagen grenzen an das Bebauungs-
plangebiet an. Die Gäste und Besucher der entstehenden Ferienhausanlage werden
die Stege intensiv nutzen und damit ist der Plätlinsee unmittelbar beeinflusst. Die vor-
handenen Steganlagen sind nicht zu vergrößern. Ebenso ist die vorhandene Bade-
stelle nicht zu vergrößern.

Es ist keine Verschlechterung bei Einhaltung der o.g. Auflagen zu erwarten.

C) Im Hinblick auf Altlastensanierungsmaßnahmen

Im Bereich des geplanten Vorhabens erfolgt gegenwärtig keine Planung oder Durch-
führung einer Altlastensanierung durch das StALU Mecklenburgische Seenplatte. Ob
ein Altlastverdacht besteht, ist über das Altlastenkataster beim Landkreis Mecklenbur-
gische Seenplatte zu erfragen.

D) Hinweis

Der Neubau von Steganlagen außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes bedarf eines gesonderten Genehmigungsverfahrens.

4. Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft

Aus Sicht der Abteilung Immissions- und Klimaschutz, Abfall und Kreislaufwirtschaft
des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte
gibt es zum o. g. Vorhaben keine Einwände, aber folgenden Hinweis:



Die bei der geplanten Baumaßnahme anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß und
schadlos zu verwerten (§ 7 KrWG) oder, soweit eine Verwertung technisch nicht mög-
lich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist, unter Wahrung des Wohls der Allgemeinheit
zu beseitigen (§ 15 KrWG).

Mit freundlichen Grüßen

/}

^.Ä/Christoph Lfhke
Amtsleiter






